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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

03.03.1994 

Geschäftszahl 

94/18/0075 

Rechtssatz 

Der Eingriff in das Privatleben des Fremden - wie gewichtig er auch sein mag - führt nicht zur Unzulässigkeit 
des Aufenthaltsverbotes, wenn sich diese Maßnahme zur Wahrung der im Art 8 Abs 2 MRK positivierten 
öffentlichen Interessen (im Beschwerdefall: zum Schutz der öffentlichen Ordnung, zur Verhinderung strafbarer 
Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Rechte anderer) als notwendig erweist (Hinweis E 3.5.1993, 
93/18/0202). 


